jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Beschluss 2015/1/19 1406
2010078-1

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 19.01.2015

Entscheidungsdatum

19.01.2015
Norm

AsylG 2005 825 Abs1 73

1. AsylG 2005 § 25 heute
AsylG 2005 § 25 guiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 25 gultig von 20.07.2015 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 25 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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Spruch
1406 2010078-1/9E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard KNITEL als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX, geb. XXXX, StA. Nigeria gegen den Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl vom 04.07.2014, ZI.
1022698403/14747467, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard KNITEL als
Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40 , geb. romisch 40 , StA. Nigeria gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 04.07.2014, ZI. 1022698403/14747467, beschlossen:

A)

Das Verfahren wird gemaR§ 25 Abs. 1 Z. 3 AsylG 2005 als gegenstandslos abgelegt.Das Verfahren wird gemaf
Paragraph 25, Absatz eins, Ziffer 3, AsylG 2005 als gegenstandslos abgelegt.

B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:


file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20150119_I406_2010078_1_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004240&Artikel=&Paragraf=25&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P25/NOR40278118
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P25/NOR40171178
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P25/NOR40141084
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P25/NOR40112477
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P25/NOR40104934
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P25/NOR40095582
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2005/100/P25/NOR40067727
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/25

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeflhrer stellte am 27.06.2014 einen Antrag auf internationalen Schutz, welcher mit Bescheid vom
Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl vom 04.07.2014, ZI. 1022698403/14747467abgewiesen wurde.

2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer am 17.07.2014 das Rechtsmittel der Beschwerde.

3. Mit Schriftsatz vom 11.12.2014 informierte die Caritas Perspektivenberatung/Rickkehrhilfe das
Bundesverwaltungsgericht Uber die bevorstehende freiwillige Ausreise des Beschwerdefuhrers. Dem Schreiben lagen
eine Erklarung des Beschwerdefiihrers Gber dessen freiwillige Ausreise sowie sein Ansuchen um Gewahrung einer
Ruckkehrhilfe bei.

4. Der Beschwerdefuhrer reiste nachweislich am 19.12.2014 aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet aus.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt ergibt sich aus dem unter Punkt I. angefihrten VerfahrensgangDer
entscheidungsrelevante Sachverhalt ergibt sich aus dem unter Punkt rémisch eins. angefiihrten Verfahrensgang.

2. Beweiswurdigung:

Der oben unter Punkt I. angefUhrte Verfahrensgang und der festgestellte Sachverhalt ergeben sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des AMS und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.Der oben unter Punkt rémisch eins. angefihrte Verfahrensgang und
der festgestellte Sachverhalt ergeben sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten
Verwaltungsakten des AMS und des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR8 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI.
réomisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal3 Paragraph
58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.
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Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist. GemaR Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die

Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.
ZUAh)

Der Beschwerdeflhrer ist am 19.12.2014 freiwillig unter Gewahrung der Rickkehrhilfe aus dem Bundesgebiet nach
Nigeria ausgereist. 8 25Der Beschwerdeflhrer ist am 19.12.2014 freiwillig unter Gewahrung der Rickkehrhilfe aus dem
Bundesgebiet nach Nigeria ausgereist. Paragraph 25

(1) Z 1 AsylG 2005 ist unzweifelhaft erfullt und war daher spruchgemal zu entscheiden(1) Ziffer eins, AsylG 2005 ist

unzweifelhaft erfallt und war daher spruchgemal zu entscheiden.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf}
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.
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